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Jahresbericht 2019 

 

  
EPOS.NRW in den Aus- und Fortbildungseinrichtun-
gen des Ministeriums der Finanzen, des Ministeri-
ums des Innern und des Ministeriums der Justiz 

Beitrag 8   

   

Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) hatte festgestellt, dass 

die mit der Einführung des Programms zur „Einführung 

von Produkthaushalten zur outputorientierten Steuerung 

– Neues Rechnungswesen“ (EPOS.NRW) verfolgten 

Programmziele nicht erreicht waren. Die Aus- und Fort-

bildungseinrichtungen der drei Geschäftsbereiche nutz-

ten die Instrumente von EPOS.NRW noch nicht zur 

Verwaltungssteuerung.  

 

Vergleichsbetrachtungen zwischen den Einrichtungen, 

sowohl innerhalb der Ressorts als auch ressortübergrei-

fend, waren noch nicht möglich. Ursache hierfür war, 

dass die Aus- und Fortbildungseinrichtungen die Struk-

tur ihrer Kosten- und Leistungsrechnungen (KLR) nicht 

einheitlich entwickelt haben. Dementsprechend bestan-

den zwischen ihren KLR z. T. wesentliche Unterschiede. 

Dies schränkte die Vergleichbarkeit von an sich ähnli-

chen Teilleistungen, wie z. B. Unterbringung und Ver-

pflegung, ein oder machte sie unmöglich. 

 

Zudem führten Defizite bei der verursachungsgerechten 

Zuordnung von Kosten zu nicht belastbaren Ergebnis-

sen in der KLR. Mit eigenen Datenerhebungen konnte 

der LRH nachweisen, dass die Verknüpfung von  

outputorientierten Daten mit den Daten der KLR zahlrei-

che relevante Steuerungsinformationen liefern kann. 

 

Der LRH hat zahlreiche Empfehlungen ausgesprochen, 

um den Programmzielen näherzukommen. Er hat u. a. 

empfohlen, die Steuerung der Aus- und Fortbildungsein-

richtungen outputorientiert – also insbesondere über 

Zielvorgaben und Kennzahlen in Bezug auf die Verwal-

tungsleistungen (Output) – vorzunehmen. Hierfür hat er 

Ansätze und Maßnahmen aufgezeigt, die die Aussage-

kraft der KLR erhöhen. Um Vergleiche zwischen den 

Aus- und Fortbildungseinrichtungen sowie mit externen 

Anbietern vergleichbarer Leistungen zu ermöglichen, 

sollten die Ressorts die KLR ihrer Einrichtungen  

 O
rg

a
n

is
a

ti
o

n
s

-,
 S

y
s

te
m

- 
u

n
d

 V
e

rf
a

h
re

n
s

p
rü

fu
n

g
e

n
 s

o
w

ie
 Q

u
e

rs
c

h
n

it
ts

u
n

te
rs

u
c

h
u

n
g

e
n

 

 



 

 

Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen  
Ergebnisbericht 2021 

 

6 

 

vereinheitlichen. Für eine wirtschaftlichere Auslastung 

und damit zur Reduzierung von Fremdanmietungen soll-

ten die Ressorts zudem ein ressortübergreifendes  

Kapazitätsmanagement einführen. 

 

Die Ressorts stellten fest, dass die Umsetzung der Pro-

grammziele bisher nicht erreicht werden konnte. Dies 

solle so schnell wie möglich erfolgen. Man habe sich 

zunächst auf das externe Rechnungswesen fokussiert, 

um damit eine doppische Bewirtschaftung als Basis für 

eine neue Haushaltssteuerung flächendeckend umzu-

setzen. Perspektivisch werde die Aufgabe gesehen, Re-

gelungen zu Themen wie Budgetierung und Zielverein-

barungen zu treffen. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle (AHK) hat zur 

Kenntnis genommen, dass die mit der Einführung ver-

folgten Programmziele nicht erreicht waren und die Aus- 

und Fortbildungseinrichtungen der drei Geschäftsberei-

che die Instrumente von EPOS.NRW noch nicht zur 

Verwaltungssteuerung genutzt haben. Er hat begrüßt, 

dass der LRH zahlreiche Empfehlungen ausgesprochen 

hat, um den Programmzielen näherzukommen. Ebenso 

hat der Ausschuss das Aufzeigen von Ansätzen und 

Maßnahmen, die die Aussagekraft der KLR erhöhen, 

durch den LRH begrüßt. 

 

Der AHK unterstützt die Empfehlungen, dass die betref-

fenden Ressorts die KLR ihrer Einrichtungen vereinheit-

lichen sowie den Hinweis im Sinne einer wirtschaftlichen 

Auslastung, dass die Ressorts ein ressortübergreifendes 

Kapazitätsmanagement einführen sollten. 

 

Der Ausschuss hat begrüßt, dass eine Umsetzung der 

Programmziele so schnell wie möglich realisiert werden 

sollte. 

 

Weitere  
Entwicklung 

 Der LRH hat gegenüber den drei Ressorts begrüßt, dass 

eine Umsetzung der Programmziele so schnell wie mög-

lich realisiert werden soll. Er erwartet infolgedessen bei 

den Aus- und Fortbildungseinrichtungen der drei Res-

sorts die Umsetzung seiner korrespondierenden Emp-

fehlungen. Bislang war für den LRH eine wesentliche O
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Änderung des Sachstandes – insbesondere in Bezug 

auf das von den Ressorts zunächst fokussierte externe 

Rechnungswesen – nicht zu erkennen. 

 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 
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Jahresbericht 2019 

  
Pädagogischer und erziehungswissenschaftlicher 
Dienst im Justizvollzug des Landes Nordrhein-
Westfalen 

Beitrag 9   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) hat den pädagogischen 

und den erziehungswissenschaftlichen Dienst im Justiz-

vollzug geprüft. 

 

Er hat empfohlen, aufgrund der rückläufigen Belegungs-

zahlen im Justizvollzug bei der Stellenverteilung künftig 

die durchschnittliche (Ist-)Belegung stärker zu berück-

sichtigen, damit die Fachkräfte bedarfsgerechter auf die 

Justizvollzugseinrichtungen verteilt werden. 

 

Zudem hatte er angeregt, die Pflichtstunden der Lehr-

kräfte jeweils neu festzusetzen; dadurch freiwerdende 

Unterrichtskapazitäten könnten die Ausgaben für zusätz-

liche externe Lehrkräfte reduzieren. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle (AHK) hat sich in 

seinen Sitzungen am 03.12.2019 und 21.01.2020 mit 

dem Thema befasst. Dabei hat er begrüßt, dass das  

Ministerium der Justiz (JM) erste Schritte unternommen 

hat, um die Anregung des LRH umzusetzen. Der AHK 

hat festgestellt, dass weitere Schritte zur Reduzierung 

der Ausgaben für nichthauptamtliches Personal notwen-

dig sind. 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Das JM hat zugesagt, zukünftig bei der Stellenverteilung 

die durchschnittliche (Ist-)Belegung stärker zu 

berücksichtigen und somit eine bedarfsgerechtere 

Verteilung der Stellen zu gewährleisten. 

 

Zudem hat es zugestanden, dass sich durch die  

geforderte Neufestsetzung der Pflichtstunden ein nicht 

ausgeschöpftes Potenzial für interne Kapazitäten von 

zusätzlichen 49,5 Pflichtstunden im Bereich der Unter-

richtsmaßnahmen ergeben hat. Hierdurch könnten bei 

den Ausgaben für nichthauptamtliche Kräfte 70.405 € 

eingespart werden. 

 

Jedoch ist es durch eine politische Neuausrichtung für 

den Vollzug durch Verabschiedung eines Integrati- M
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onskonzeptes im Ergebnis zu einer Ausgabensteigerung 

gekommen, in der die Einsparungen aufgegangen sind. 

 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 
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Jahresbericht 2019  Vernichtung und Verwertung von Schriftgut in der 

Justiz – Nachschau 
Beitrag 10   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Eine Prüfung des Landesrechnungshofs (LRH) hatte 

bereits im Jahr 2013 ergeben, dass in der Justiz jährlich 

rd. 2.000 Tonnen Altpapier zu vernichten waren, wovon 

etwa 70 % durch justizeigene Kräfte und 30 % durch 

Fremdfirmen vernichtet wurden. Dabei entstanden  

Ausgaben von jährlich mehr als 1 Mio. €, die der LRH für 

vermeidbar hielt. Er hatte daher einen Systemwechsel 

hin zur generellen Fremdvergabe dieser Entsorgungs-

leistung angeregt. 

 

Das Ministerium der Justiz (JM) stand dem Vorschlag 

grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber. Der LRH hatte 

hierüber im Jahresbericht 2015 berichtet. Der Aus-

schuss für Haushaltskontrolle (AHK) hatte den Vor-

schlag begrüßt und das JM um entsprechenden Bericht 

gebeten. Im November 2016 teilte das Ministerium dem 

Ausschuss mit, man habe die Präsidentin bzw. die Prä-

sidenten der Oberlandesgerichte gebeten, jeweils euro-

paweite Ausschreibungsverfahren durchzuführen. 

 

Eine im Januar 2019 vorgenommene Erhebung des 

LRH hatte ergeben, dass die in Aussicht gestellten Aus-

schreibungen nach wie vor nicht durchgeführt worden 

waren. Auch unter Berücksichtigung der hierfür vorge-

tragenen Gründe hielt der LRH diese zeitliche Verzöge-

rung insbesondere im Hinblick auf die jährlichen finanzi-

ellen Auswirkungen von mehr als 1 Mio. € für inakzepta-

bel. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der AHK hat sich in seinen Sitzungen am 03.12.2019 

und 21.01.2020 mit dem Beitrag befasst. 

 

Im Ergebnis teilte der AHK die Ansicht des LRH, dass 

diese zeitliche Verzögerung insbesondere im Hinblick 

auf die finanziellen Auswirkungen inakzeptabel sei. Er 

begrüßte ausdrücklich, dass mittlerweile die Ausschrei-

bung erfolgt, der Zuschlag erteilt und die Vernichtung 

und Verwertung des ausgesonderten Schriftguts der 

Justiz durch Fremdfirmen in die Wege geleitet war. 
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Weitere  
Entwicklung 

 Das JM hat mit Stellungnahmen vom 17.10.2019 und 

vom 27.03.2020 mitgeteilt, der generelle Systemwechsel 

sei nunmehr nach Erteilung der jeweiligen Zuschläge im 

europaweiten Vergabeverfahren für die Gerichte, 

Staatsanwaltschaften und Fachgerichte in den drei 

Oberlandesgerichtsbezirken umgesetzt. Eine mögliche 

Einbeziehung der Justizvollzugsbehörden werde geprüft, 

sobald ausreichende Erfahrungen mit der Systemum-

stellung auf die Fremdvernichtung des anfallenden Alt-

papiers vorlägen. 

 

Die Systemumstellung für die in den drei Oberlandesge-

richtsbezirken gelegenen ordentlichen Gerichte, Staats-

anwaltschaften und Fachgerichte führt nach den  

Berechnungen des LRH zu jährlichen Einsparungen von 

rd. 1,1 Mio. €. Daneben sind zusätzliche Einnahmen für 

das Land aus der Verwertung des Altpapiers zu erwar-

ten. 

 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 
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Jahresbericht 2019 

 

  
Verwendung von Integrationsstellen 
 

Beitrag 11   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Mit dem vorrangigen Ziel der Weiterentwicklung sprachli-

cher Kompetenzen aller Schülerinnen und Schüler  

fördert das Land die Teilhabe und Integration durch  

Bildung. Es stellt den Schulen hierfür seit Jahren zusätz-

liche Stellen (Integrationsstellen) zur Verfügung. 

 

Bei der Untersuchung der Bewirtschaftung der Integrati-

onsstellen war festgestellt worden, dass die Anträge der 

Schulen auf Zuweisung von Integrationsstellen überwie-

gend nicht den Vorgaben entsprachen und die Kriterien 

der Stellenzuweisung nicht nachvollziehbar waren.  

Zudem hatte sich das Zuweisungsverfahren bei den  

Bezirksregierungen als sehr aufwendig erwiesen. Eine 

Evaluation hatte nicht stattgefunden. 

 

Der Landesrechnungshof (LRH) hatte es für erforderlich 

gehalten, das Verfahren der Stellenzuweisung zu verän-

dern. Er hatte weiter empfohlen zu überprüfen, inwieweit 

die Einzelbetrachtung von Stellen und Verwendungs-

zwecken und ihre Aufspaltung in verschiedene Unter-

richtsmehrbedarfe den tatsächlichen Bedürfnissen der 

Schulen (noch) Rechnung tragen. 

 

Das Ministerium für Schule und Bildung (MSB) sagte 

eine Überarbeitung des entsprechenden Erlasses zu. Im 

Weiteren teilte das MSB die eingeleiteten Maßnahmen 

mit und kündigte an, die Monita des LRH bei der Neufas-

sung des Erlasses zu berücksichtigen. Zudem teilte das 

MSB mit, dass es eine Spezifizierung der Stellen als  

Integrationsstellen weiterhin für notwendig halte. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat die Mitteilun-

gen des MSB im Detail zur Kenntnis genommen und 

dessen Ankündigung begrüßt, in der Neufassung des 

IntegrationssteIlenerlasses die Vorgaben zum Antrags-

verfahren zu ergänzen. Die Ankündigung des MSB, bei 

der Überarbeitung eine Veränderung des Stellenzuwei-

sungsverfahrens sowie die Weiterentwicklung und Aus-

weitung der Ressourcensteuerung über einen Sozialin-

dex zu prüfen, hat der Ausschuss befürwortet.  M
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Weitere  
Entwicklung 

 Das MSB hat die Neuregelung mit Runderlass vom 

17.12.2019 bekannt gegeben. Danach wird ein Teil der 

Integrationsstellen nach einem modifizierten Antragsver-

fahren zugewiesen. Der LRH ist zu dem Ergebnis ge-

kommen, dass die Neuregelung des Antragsverfahrens 

aus seiner Sicht geeignet ist, das Verfahren zu verein-

heitlichen und die Stellenzuweisung transparent und 

nachvollziehbar zu gestalten.  

 

Die übrigen Stellen werden laut dem Runderlass vom 

MSB auf der Grundlage der Schülerzahlen und unter 

Berücksichtigung eines Sozialindexes zugewiesen. Zu-

nächst erfolgt insoweit eine Steuerung über den Kreis-

sozialindex. Nach Vorliegen eines seinerzeit in der  

Entwicklungsphase befindlichen schulscharfen Sozial-

indexes soll geprüft werden, in welchem Umfang dieser 

auch für den Bereich der Integrationsstellen zur Res-

sourcensteuerung eingesetzt werden kann. Der LRH hat 

die Ausgestaltung dieses Verfahrens für die Zuweisung 

als grundsätzlich geeignet angesehen, die im Prüfungs-

verfahren festgestellten Mängel des bisherigen Verfah-

rens zu beheben.  

 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 
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Jahresbericht 2019 

  
Prüfung der Ersatzschulfinanzierung: Freie Waldorf-
schulen 

Beitrag 12   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Freie Waldorfschulen (FW) haben – wie alle genehmig-

ten Ersatzschulen – Anspruch auf die zur Durchführung 

ihrer Aufgaben und zur Erfüllung ihrer Pflichten erforder-

lichen Zuschüsse des Landes. 

Die Refinanzierung des Grundstellenbedarfs der Ersatz-

schulen, also des Personalaufwands zur Erteilung des 

lehrplanmäßigen Unterrichts, richtet sich grundsätzlich 

nach denselben Kriterien, die für entsprechende öffentli-

che Schulen gelten. Für Ersatzschulen, die wie die FW 

kein Pendant im öffentlichen Schulwesen haben, können 

jedoch hiervon abweichende Regelungen getroffen wer-

den. Der Landesrechnungshof (LRH) hatte sich mit den 

für die Refinanzierung der FW erlassenen Regelungen, 

insbesondere den Bestimmungen zur entsprechenden 

Schulform im öffentlichen Schulwesen, und deren Aus-

wirkungen auf den Landeshaushalt befasst. 

Bei den Klassen 1 bis 4 der FW hatten die wöchentlichen 

Pflichtstunden der Lehrerinnen und Lehrer, auf deren 

Grundlage die Lehrkräfte refinanziert wurden, nicht den 

Pflichtstunden der vorgegebenen Schulformzuordnung 

entsprochen. Die Zuordnung der Klassen 5 bis 11 der 

FW zur Schulform Gesamtschule war aus Sicht des LRH 

zu hinterfragen gewesen. Darüber hinaus hatten FW 

Stellenzuschläge auf den Grundstellenbedarf erhalten. 

Dadurch waren sie besser mit Grundstellen ausgestattet 

als entsprechende private oder öffentliche Schulen. Dies 

war nach Auffassung des LRH nicht mit dem ersatz-

schulrechtlichen Ausgabenbegrenzungsgebot vereinbar. 

Das Ministerium für Schule und Bildung (MSB) und das 

Ministerium der Finanzen (FM) waren der Auffassung 

des LRH entgegengetreten und hatten allenfalls gering-

fügigen Änderungsbedarf gesehen.  

Die Ministerien nahmen zu den verschiedenen Punkten 

in der Folge erneut Stellung und teilten mit, dass beab-

sichtigt sei, die Ersatzschulfinanzierungsverordnung 

(FESchVO) bei nächster Gelegenheit bezogen auf den 

Waldorfstellenzuschlag anzupassen. 
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Parlamentarische 

Beratung 

  

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat die Argumen-

tation des LRH zur Kenntnis genommen. Ebenso hat er 

die Darlegungen und gegenteiligen Auffassungen des 

MSB und des FM im Detail zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuss hat weiter zur Kenntnis genommen, dass 

ungeachtet dieser Einschätzung die FESchVO bei 

nächster Gelegenheit modifiziert werden sollte. 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Die FESchVO ist dahingehend geändert worden, dass 

die bisher in den Verwaltungsvorschriften zur FESchVO 

enthaltenen Regelungen zu den Waldorfstellenzuschlä-

gen inhaltsgleich in die FESchVO übernommen wurden. 

 

Im Übrigen sind der LRH und die beteiligten Ministerien 

bei ihren gegenteiligen Rechtsauffassungen geblieben. 

Da ein weiterer Austausch der Argumente nicht erfolg-

versprechend erschien, hat der LRH davon abgesehen, 

die entsprechenden Prüfungsmitteilungen in diesem 

Verfahren weiterzuverfolgen. 

 

Der LRH hat darauf hingewiesen, dass nach wie vor 

eine Äußerung des MSB zu der wiederholt aufgeworfe-

nen Frage nach der Notwendigkeit eines Waldorfstellen-

zuschlags für die Klasse 13 aussteht. Dieser kommt 

nach Auffassung des LRH selbst dann nicht in Betracht, 

wenn man der Argumentation des MSB folgt, dass an 

den FW wegen der Besonderheiten der Waldorfpädago-

gik ein erhöhter Unterrichtsbedarf bestehe. Denn die 

Klasse 13 der Regelwaldorfschulen weist keine pädago-

gischen Besonderheiten auf, sondern unterliegt den 

staatlichen Unterrichtsvorgaben der Verordnung über 

die Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an Wal-

dorfschulen (PO-Waldorf). Waldorfspezifische Fächer 

sind in den Klassen 13 der vom LRH geprüften FW nicht 

(mehr) unterrichtet worden. Zudem beträgt das (Min-

dest-)Unterrichtsangebot laut PO-Waldorf nur 28 Wo-

chenstunden, während der Grundstellenbedarf – auf-

grund der Schulformzuordnung zur Gesamtschule – auf 

der Basis von 34 Wochenstunden beruht. Der LRH hat 

das MSB daher um ergänzende Stellungnahme gebe-

ten. 

 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 
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Jahresbericht 2019 

  
Berufungs- und Bleibeverhandlungen 
 

Beitrag 13   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) hatte die Verfahren bei 

Berufungs- und Bleibeverhandlungen an vier Universitä-

ten geprüft. In diesem Zusammenhang hatte er die zu 

den Berufungsverfahren vorhandenen Regelungen und 

die Gewährung von Leistungsbezügen an Professorin-

nen und Professoren untersucht. 

 

Er hatte festgestellt, dass die Berufungsordnungen der 

geprüften Universitäten hinsichtlich der Verfahrensfris-

ten, der Funktion der/des Berufungsbeauftragten und 

der Frage der Befangenheit von Mitgliedern der Beru-

fungskommissionen im Einzelfall ergänzungsbedürftig 

waren. Die Verfahrensdauer vom Berufungsvorschlag 

bis zur Berufung konnte nach Auffassung des LRH an 

einigen Universitäten verkürzt werden. 

 

Die Gewährung der Leistungsbezüge im Zusammen-

hang mit Berufungen und Bleibeverhandlungen ent-

sprach an den geprüften Universitäten nicht in allen Fäl-

len den rechtlichen Vorgaben. Dies galt insbesondere 

bei der Verknüpfung derartiger Bezüge mit Ziel- und 

Leistungsvereinbarungen. Zudem hatte der LRH festge-

stellt, dass eine übermäßige Gewährung derartiger Be-

züge die Funktionsfähigkeit der Hochschule gefährden 

könnte. 

 

Im weiteren Verfahren hatten die Universitäten teilweise 

geänderte Berufungsordnungen vorgelegt und über Än-

derungen in Bezug auf das Berufungsmanagement, die 

Digitalisierung des Berufungsverfahrens und die Be-

messung der Leistungsbezüge berichtet.  

 

Der LRH hatte begrüßt, dass die vier Universitäten seine 

Anregungen in weiten Teilen umgesetzt hatten. Im Hin-

blick auf die Problematik ständig steigender Leistungs-

bezüge hatte der LRH empfohlen, die Gesamtsumme 

der Leistungsbezüge konkret zu begrenzen, etwa durch 

einen verbindlichen internen Kostenrahmen. Gegenüber 

zwei Universitäten hatte der LRH das Prüfungsverfahren 

schon seinerzeit abgeschlossen. M
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Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat die Ergebnis-

se und Schlussfolgerungen der Untersuchung des LRH 

der zu den Berufungsverfahren vorhandenen Regelun-

gen und die Gewährung von Leistungsbezügen an Pro-

fessorinnen und Professoren zur Kenntnis genommen.  

 

Der Ausschuss hat sowohl begrüßt, dass die vier Uni-

versitäten die Anregungen des LRH in weiten Teilen 

umgesetzt hatten, als auch, dass der LRH empfiehlt, die 

Gesamtsumme der Leistungsbezüge – etwa durch einen 

verbindlichen internen Kostenrahmen – konkret zu  

begrenzen. Er hat ferner begrüßt, dass die geprüften 

Universitäten den Empfehlungen des LRH in weitem 

Umfang nachgekommen waren oder dies beabsichtigen.  

   

Weitere  
Entwicklung 

 Die beiden weiteren Universitäten haben ergänzend 

Änderungen ihrer Berufungsordnungen zur Umsetzung 

des gesetzlich geforderten Qualitätssicherungskonzepts, 

zur Vermeidung von Befangenheitsfällen in den 

Berufungskommissionen und zum verbesserten Ablauf 

des Berufungsverfahrens in Aussicht gestellt. Ferner 

haben sie Maßnahmen zur Beschleunigung des 

Berufungsverfahrens, zur Erleichterung der Tätigkeit der 

Berufungsbeauftragten und zur Verbesserung der 

Zielvereinbarungen geschildert.  

 

Der LRH hat die beiden Universitäten zu einigen noch 

nicht umgesetzten Punkten um ergänzende 

Stellungnahme gebeten. 

 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 
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Jahresbericht 2019 

  
Effiziente Prozesse im Drittmittelmanagement 
 

Beitrag 14   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) hatte in Zusammenar-

beit mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern 

Arnsberg und Köln die verwaltungsmäßige Bearbeitung 

von Drittmittelprojekten an zwölf Universitäten sowie an 

zwei Fachhochschulen in der Trägerschaft des Landes 

untersucht. Er hatte den Hochschulen insbesondere die 

Einführung eines Dokumentenmanagementsystems und 

einer elektronischen Akte empfohlen. Ferner sollten 

sämtliche im Rahmen der Antrags- und Angebotsphase 

anfallenden Verwaltungsaufgaben innerhalb der jeweili-

gen Hochschule in einer zentralen Organisationseinheit 

zusammengefasst werden. Die Budgetverantwortung 

sollte bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen den 

Projektleitungen übertragen werden. Schließlich hielt der 

LRH auch die Implementierung digitaler, workflowunter-

stützter Prozesse bei der Einstellung von Personal in 

Drittmittelprojekten, bei Beschaffungen, im Bereich der 

eingehenden und ausgehenden Rechnungen, bei Mittel-

abrufen und bei der Bearbeitung von Stundenzetteln für 

notwendig.  

 

Die Hochschulen waren den Empfehlungen des LRH 

überwiegend gefolgt. Insbesondere hatten alle Hoch-

schulen mit der Einführung oder Erweiterung eines  

Dokumentenmanagementsystems oder zumindest mit 

den Planungen zur Einführung eines solchen begonnen. 

Entsprechendes galt für die Einführung der elektroni-

schen Akte. 

 

Einige Hochschulen baten den LRH, verschiedene aus 

ihrer Sicht relevante Aspekte an das Ministerium für  

Kultur und Wissenschaft (MKW) heranzutragen. Hierbei 

ging es um die Einbindung der Hochschulen in das Lan-

desverwaltungsnetz, die Finanzierung von Digitalisie-

rungsprojekten im Bereich „Drittmittel“ und die heteroge-

nen Anforderungen der Drittmittelgeber in Bezug auf 

Bewirtschaftungsregularien und begründende Unterla-

gen bei Mittelabrufen und Verwendungsnachweisen. 

Diesen Bitten kam der LRH nach. 
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Das MKW teilte mit, die Digitale Hochschule NRW plane, 

allen Hochschulen im Land den Zugang in das Landes-

verwaltungsnetz zu ermöglichen. Zudem stelle die  

Landesregierung zusätzliche Mittel für eine landesweite 

Digitalisierungsoffensive an den Hochschulen zur Verfü-

gung; u. a. werde auch ein Projekt zur Einführung einer 

gemeinsamen „E-Akte" an den Hochschulen gefördert. 

Das Problem der Heterogenität der Anforderungen bei 

den (öffentlichen) Drittmittelgebern sei bekannt. Für den 

Bereich der Projektförderung durch Land und Bund sei 

bereits ein hohes Maß an Harmonisierung gegeben. Für 

den Bereich der EFRE-Förderung bleibe festzuhalten, 

dass sich bei allen bisherigen Bemühungen um Verein-

fachung und Harmonisierung durch das Land die Mög-

lichkeiten, auf die Europäische Kommission Einfluss zu 

nehmen, als begrenzt erwiesen hätten. 

 

Der LRH hat die geschilderten Maßnahmen begrüßt und 

die Ausführungen im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat begrüßt, dass 

der LRH die verwaltungsmäßige Bearbeitung von Dritt-

mittelprojekten an zwölf Universitäten sowie an zwei 

Fachhochschulen in der Trägerschaft des Landes unter-

sucht hat und dass die Hochschulen überwiegend den 

Empfehlungen des LRH – besonders zur Einführung 

oder Erweiterung eines Dokumentenmanagementsys-

tems – gefolgt sind. Der Ausschuss hat die Mitteilung 

des MKW zur Kenntnis genommen, dass die „Digitale 

Hochschule NRW“ plane, den Hochschulen einen siche-

ren Zugang in das Landesverwaltungsnetz zu eröffnen. 

Der Ausschuss hat auch zur Kenntnis genommen, dass 

im Bereich der EFRE-Förderungen festzuhalten ist, dass 

sich bei allen bisherigen Bemühungen um Vereinfa-

chung und Harmonisierung durch das Land, die Mög-

lichkeiten, auf die Europäische Kommission Einfluss zu 

nehmen, als begrenzt erwiesen hätten. 

 

Der Ausschuss hat die Bedenken des MKW, dass die 

weitere Umsetzung eines digitalen Drittmittelmanage-

ments nicht auf eine aus Landessicht zufriedenstellende 

Klärung der bekannten Probleme bei der EU-Förderung 

warten können, zur Kenntnis genommen. Der  M
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Ausschuss ist davon ausgegangen, dass auch im Hin-

blick auf die Empfehlungen, bei denen jedenfalls an  

einigen Hochschulen eine kurzfristige Realisierung nicht 

möglich ist, die betroffenen Hochschulen konkrete 

Schritte zu deren Umsetzung in die Wege leiten. Ein 

intensiver Austausch der Hochschulen untereinander 

über die jeweils gefundenen Lösungen sei hierbei ein 

wesentlicher Faktor. 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Die geprüften Hochschulen haben dargelegt, zu welchen 

Empfehlungen des LRH sie weitere Maßnahmen in die 

Wege geleitet haben. Zum Teil haben sie dabei auch auf 

Hemmnisse bei der Umsetzung hingewiesen. 

 

Der LRH hat die weiter ergriffenen Maßnahmen begrüßt 

und das Prüfungsverfahren gegenüber den meisten 

Hochschulen beendet. Er hat zwei Hochschulen, die 

seinen Empfehlungen nach eigenen Angaben schon 

sehr weitgehend entsprochen haben, noch um ergän-

zende Stellungnahme gebeten. 

 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 
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Jahresbericht 2019 

 

  
Förderung der interkulturellen Kulturarbeit 

Beitrag 15   

   

Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Das Land förderte die Einrichtung in den Jahren 2011 

bis 2016 mit rd. 1,4 Mio. € im Wege der Projektförde-

rung. In den Zuwendungsbescheiden wurde die Einrich-

tung als Projekt bezeichnet. 
 

Die Einrichtung war mit der Zielsetzung gegründet wor-

den, Modelle für die Zukunft der globalen Stadtgesell-

schaft, der Region und des Landes zu formulieren und 

gleichzeitig die kreativen Potenziale der Menschen zu 

fördern. 
 

Im Förderzeitraum waren weder Ziele noch Kriterien 

festgelegt worden, anhand derer der Erfolg der Förder-

maßnahmen im weiteren Verlauf hätte beurteilt werden 

können. Verschiedene Evaluierungen hatten gezeigt, 

dass die bei der Gründung formulierte Zielsetzung nicht 

oder nicht umfänglich erreicht wurde. 
   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle stellte in seiner 

Sitzung am 11.02.2020 fest, dass der Landesrech-

nungshof (LRH) die Regelungen zur institutionellen För-

derung unterlaufen sieht und dass in den Jahren 2011 

bis 2016 wesentliche Ziele, die mit der Förderung der 

Einrichtung verfolgt wurden, nicht oder nur teilweise er-

reicht und die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit nicht umfassend beachtet worden sind. Der 

Ausschuss äußerte die Erwartung, dass aus den Ver-

säumnissen bei dieser Fördermaßnahme Folgerungen 

für künftige – vergleichbare – Förderungen abgeleitet 

werden, um eine wirtschaftliche und sparsame Verwen-

dung der Haushaltsmittel des Landes zu gewährleisten.  
   

Weitere  

Entwicklung 

 Die Einrichtung wurde im Jahr 2019 aufgelöst. Der die 

Einrichtung tragende Verein wurde im Jahr 2021 nach 

Beendigung der Liquidation im Vereinsregister gelöscht. 
 

Das Prüfungsverfahren wurde seitens des LRH mit  

Folgeentscheidung vom 26.11.2019 und seitens des 

Staatlichen Rechnungsprüfungsamts Arnsberg mit 

Folgeentscheidung vom 30.03.2020 für abgeschlossen 

erklärt. M
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Jahresbericht 2019 

 

  
Prüfung des Hochschulbaukonsolidierungs-
programms 

Beitrag 16   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Bei der Prüfung des Hochschulbaukonsolidierungspro-

gramms (HKoP) hatte der Landesrechnungshof (LRH) 

festgestellt, dass der als Baukostenzuschuss zu zahlen-

de Anteil des Landes – ohne den Anteil der Hochschu-

len – am Programm i. H. v. 590 Mio. € bis spätestens 

Ende des Jahres 2021 ausgezahlt werden soll, obwohl 

die Fertigstellung für einen Großteil der Maßnahmen 

erst für die Jahre 2024 bis 2027 prognostiziert wurde. 

Ferner war unklar, wann die Baumaßnahmen tatsächlich 

realisiert werden würden. Da der Bau- und Liegen-

schaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen (BLB NRW) für den 

Baukostenzuschuss keine Rücklage bilden darf, nutzte 

er die ausgezahlten Mittel daher für andere laufende 

Projekte. 

 

Weiter hatte der LRH festgestellt, dass die Vereinbarung 

der Programmbeteiligten, den am Gesamtvolumen des 

Programms bemessenen Instandhaltungsanteil 

i. H. v. 281 Mio. € um 40 Mio. € zu reduzieren und somit 

das Investitionsvolumen entsprechend zu erhöhen, nicht 

umgesetzt wurde. Der LRH beanstandete außerdem, 

dass die als Zielgröße für die Planung festgelegte Kos-

tenvorgabe zur Programmsteuerung nicht geeignet war, 

da sie nicht alle maßnahmenbezogenen Kostenarten 

und auch nicht die prognostizierten Baupreissteigerun-

gen berücksichtigte. Ebenso blieben die verbindlichen 

Refinanzierungsangebote (Projektphase 11) als Control-

linginstrument weitestgehend wirkungslos, da für keine 

einzige Maßnahme ein solches Angebot zur vereinbar-

ten Frist am 31.12.2017 vorlag.  

 

Der BLB NRW und das Ministerium der Finanzen (FM) 

konnten auch in diesem Prüfungsverfahren nicht bele-

gen, wie der angewandte Verteilungsschlüssel der pau-

schalen 60/40 Finanzierungsregelung ermittelt wurde. 

 

Letztlich hatte der LRH kritisiert, dass der Eigenanteil 

des BLB NRW i. H. v. 480 Mio. € nicht in vollem Umfang 

als Investition in das Programm eingeflossen ist,  
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sondern um Kosten für die Instandhaltung 

i. H. v. 112 Mio. € gekürzt wurde, obwohl bereits Anteile 

für die Instandhaltung in den weiter zu zahlenden  

Bestandsmieten enthalten sind.  

 

Das Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) 

stellte in seiner ersten Stellungnahme die Prüfung der 

Anpassung der Abschlagszahlungen des Baukostenzu-

schusses in Aussicht. Darüber hinaus teilten die Pro-

grammbeteiligten mit, dass sie die Vereinbarung, die 

Instandhaltungskosten um 40 Mio. € zu reduzieren, um-

setzen würden. Im Übrigen sahen die Ministerien die 

Kostenvorgabe nicht als Controllinginstrument an. Das 

Controlling erfolge im Wesentlichen durch die vom 

BLB NRW zu berechnenden projektscharfen verbindli-

chen Refinanzierungsangebote. Die ermittelte Kosten-

überzeichnung des Programms von bereits 496 Mio. € 

solle nach Abstimmung zwischen allen Programmbetei-

ligten durch eine Erhöhung des Mietausgabenbudgets 

gesichert werden. 

 

Hinsichtlich der Feststellung der nicht belegten Anwen-

dung der 60/40 Finanzierungsregelung sagten der 

BLB NRW und das FM zu, die Möglichkeit einer Evalua-

tion der Regelung zu prüfen. 

 

Zu der Frage, weshalb der vom BLB NRW am HKoP zu 

tragende Eigenanteil um Instandhaltungskosten gemin-

dert wurde, äußerten sich zunächst weder der 

BLB NRW noch das FM. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat begrüßt, dass 

der LRH das HKoP einer detaillierten Prüfung unterzo-

gen hat und nahm sämtliche Prüfungsfeststellungen in 

seiner 28. Sitzung am 29.09.2020 (Ausschussprotokoll 

17/1139) zur Kenntnis.  

   

Weitere  
Entwicklung 

 Im weiteren Schriftverkehr haben die Ministerien mitge-

teilt, dass keine Anpassung der Abschlagszahlungen 

des Baukostenzuschusses erfolgen wird und somit der 

Landesanteil am HKoP i. H. v. 590 Mio. € spätestens im 

Jahr 2021 ausgezahlt sein wird. Die dazu im Wesentli-

chen vorgebrachten Gründe einer möglichen Verletzung M
in

is
te

ri
u

m
 f

ü
r 

K
u

lt
u

r 
u

n
d

 W
is

s
e

n
s
c

h
a

ft
 (

E
p

l.
 0

6
) 

 



 

 

Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen  
Ergebnisbericht 2021 

 

27 

 

der vertraglichen Zahlungsverpflichtung gegenüber dem  

BLB NRW sowie der negativen Auswirkungen auf die 

Planungssicherheit des BLB NRW mit der Folge von 

Bauzeitverzögerungen und Kostensteigerungen, wurden 

vom LRH widerlegt. Zum einen benennt die HKoP-

Rahmenvereinbarung (RV) kein Jahr, bis wann Teilbe-

träge des Gesamtprogrammvolumens ausbezahlt sein 

müssen und zum anderen wäre die Planungssicherheit 

für den BLB NRW weiterhin gegeben, da der Vertrags-

partner das Land ist und dieses bereits Abschläge in 

einer Höhe gezahlt hatte, die dem Planungsstand mehr 

als entsprachen. 

 

Die Feststellung, dass es an einem Programmcontrolling 

im Sinne eines Steuerungsinstruments zur gezielten 

Kostendämpfung fehlt, konnten die Beteiligten nicht aus-

räumen. Der LRH hat aber zur Kenntnis genommen, 

dass der Wille zur Prozessbeschleunigung und damit 

mittelbar zur Kostendämpfung besteht. So soll nach  

einem Beschluss des HKoP Lenkungsausschusses vom 

29.10.2020 das HKoP Ablaufschema dahingehend op-

timiert worden sein, dass der BLB NRW zum Zeitpunkt 

der Erstellung, Prüfung und Freigabe der Planungssoll- 

sowie der Bausollvereinbarung die darauffolgende jewei-

lige Leistungsphase der Honorarordnung für Architekten 

und Ingenieure direkt mitbeauftragen kann. Auch sollen 

vorbereitende Planungs- und Baumaßnahmen von 

HKoP Maßnahmen, auf Antrag des BLB NRW im Einzel-

fall abweichend von den Vorgaben der HKoP-RV ab 

dem Zeitpunkt der Genehmigung des Raumprogramms 

(Projektschritt Nr. 4a) durchgeführt werden können. 

 

Die im Benehmen mit dem FM getroffene Entscheidung 

des BLB NRW, von einer Evaluation der pauschalen 

60/40 Finanzierungsregelung im Wesentlichen aufgrund 

der immensen zu erwartenden Kosten abzusehen, hat 

der LRH zur Kenntnis genommen. Dabei wies er jedoch 

ausdrücklich darauf hin, dass es lediglich eine Vermu-

tung und kein Beleg ist, dass eine Evaluation keinen 

größeren Erkenntnisgewinn erwarten lässt, als die bis-

lang angewandte 60/40 Regelung. Darüber hinaus ist 

die Möglichkeit, erstmals eine Grundlage für eine fun-

dierte pauschale Aufteilungsregelung seit Gründung des M
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BLB NRW zu schaffen, nicht genutzt worden und den 

Kosten einer Evaluation würden voraussichtlich Einspa-

rungen in wesentlich höherem Umfang aufgrund eines 

veränderten Finanzierungsschlüssels gegenüberstehen.  

 

Letztlich überzeugten den LRH auch nicht die im weite-

ren Schriftwechsel vom FM und BLB NRW vorgebrach-

ten Gründe für die Kürzung des vom BLB NRW zu tra-

genden Eigenanteils um die Kosten für die Instandhal-

tung. Der in der HKoP-RV vorgesehene 40-prozentige 

Eigenanteil des BLB NRW entspricht eindeutig dem Sa-

nierungs- bzw. Instandhaltungsanteil, den er als Vermie-

ter zu tragen hat. Folgerichtig darf ein Abzug für Kosten 

der Instandhaltung i. H. v. 112 Mio. € vom Eigenanteil 

des BLB NRW nicht erfolgen. Hinzu kommt, dass die 

Verpflichtung des BLB NRW, am jeweiligen Gebäude im 

gesamten Lebenszyklus Instandsetzungs- und Moderni-

sierungsmaßnahmen durchzuführen, dem BLB NRW als 

Vermieter auch unabhängig vom HKoP obliegt. Dies 

belegt auch der seit dem 03.12.2020 in Kraft gesetzte 

„Leitfaden zur Anwendung der 60/40-Regel im 

BLB NRW“, wonach u. a. die Maßnahmen im HKoP ne-

ben durch den Mieter veranlassten Umbau- und Anpas-

sungsmaßnahmen stets auch Instandsetzungs- und 

Modernisierungsanteile enthalten, die unterschiedlichen 

Finanzierungsregeln unterliegen, sodass aus Vereinfa-

chungsgründen die sogenannte 60/40 Regel Anwen-

dung findet. Insoweit ist die Finanzierung eindeutig ge-

regelt. 

 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 
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Jahresbericht 2019 

  
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen 
 

Beitrag 17   

   

Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Die Länder sind verpflichtet, für Asylbegehrende not-

wendige Unterbringungsplätze in Aufnahmeeinrichtun-

gen bereitzustellen. Ab 2015 hatte das Land im Zuge des 

Flüchtlingszustroms seine Unterbringungskapazitäten 

erheblich ausgebaut. Es hatte anschließend nicht sicher-

gestellt, dass das Aufnahmesystem zur Unterbringung 

und Betreuung von Flüchtlingen unter Beachtung des 

Wirtschaftlichkeitsgebots zeitnah fortentwickelt und opti-

miert wird. Aufgrund der unzureichenden Aktenführung 

hatte der Landesrechnungshof (LRH) nicht feststellen 

können, dass das Ministerium für Kinder, Familie, Flücht-

linge und Integration bei seinen Entscheidungen die 

Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit  

beachtet hatte. 
   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle (AHK) nahm die 

Feststellungen des LRH zur Kenntnis. Er erwartete, 

dass das Ministerium die systematische Suche nach 

Optimierungspotenzialen der Unterbringung und Betreu-

ung von Flüchtlingen sicherstellt. Des Weiteren sollte es 

unverzüglich mit der Aufarbeitung der in die E-Akte zu 

überführenden Aktenbestände beginnen. Der AHK bat 

das Ministerium um einen Bericht bis Mitte des Jahres 

2020. 
   

Weitere  
Entwicklung 

 Das Ministerium berichtete im Juli 2020 dem AHK, wel-

che Maßnahmen zur Optimierung des Aufnahmesys-

tems ergriffen worden seien. Inzwischen würden durch 

eine Softwareanwendung sowie ein monatliches Monito-

ring verbesserte Erkenntnisse zu benötigten Unterbrin-

gungskapazitäten erzielt. Im Herbst 2019 sei eine Wirt-

schaftlichkeitsbetrachtung aller Unterbringungseinrich-

tungen des Landes erfolgt. Auf deren Grundlage sei  

unter Berücksichtigung rückläufiger Zugangszahlen eine 

Reduzierung der Unterbringungskapazitäten vorbereitet 

und umgesetzt worden. Zur Verbesserung der Aktenfüh-

rung seien neben dem Rollout der E-Akte verpflichtende 

Schulungen zum Thema „Schriftgutverwaltung“ durchge-

führt worden. 
 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. M
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Jahresbericht 2019 

 

  
Gewährung von Zuschüssen durch eine Stiftung 
 

Beitrag 18   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) hatte die Förderpraxis 

einer Stiftung untersucht. Er hatte u. a. Mängel bei der 

Dokumentation, der Begründung von Entscheidungen 

über die Förderhöhe, der Überwachung der Zuwen-

dungsverfahren und insbesondere der Prüfung der Ver-

wendungsnachweise festgestellt. Ferner hatte er in einer 

Reihe von Förderfällen zuwendungsrechtliche Verstöße 

der Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-

fänger festgestellt. 

 

Von der Stiftung wurden Maßnahmen zur Beseitigung 

der Mängel ergriffen, indem für die Zuwendungsverfah-

ren u. a. die Arbeitsprozesse, die Vorgangsbearbeitung 

und die Aktenführung verbessert sowie Schulungen 

durchgeführt wurden. Ferner wurde eine Neustrukturie-

rung des Verfahrens der Verwendungsnachweisprüfung 

eingeleitet. In den Förderfällen mit zuwendungsrechtli-

chen Verstößen wurde mit der Prüfung und Realisierung 

förderrechtlicher Konsequenzen begonnen. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat die Feststel-

lungen des LRH zur Kenntnis genommen. Er hat ferner 

zur Kenntnis genommen, dass in den Prüfungsberichten 

der mit der Prüfung der Jahresrechnungen der Stiftung 

befassten Rechnungsprüfer keine Beanstandung enthal-

ten waren, die denjenigen des LRH entsprachen. Er hat 

die von der Stiftung mittlerweile ergriffenen Maßnahmen 

zur künftigen Vermeidung der festgestellten Mängel  

begrüßt. Der Ausschuss hat die Erwartung geäußert, 

dass nunmehr für eine ordnungsgemäße Verwendungs-

nachweisprüfung Sorge getragen wird, bestehende 

Rückforderungs- und Zinsansprüche konsequent reali-

siert werden und die Prüfung der Jahresrechnung der 

Stiftung durch die Rechnungsprüfer künftig mit einer 

größtmöglichen Sorgfalt erfolgt. Er hat um eine Sach-

standsaktualisierung durch die Landesregierung zum 

Ende des Jahres 2020 gebeten. 
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Weitere  

Entwicklung 

  

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat 

den erbetenen Sachstandsbericht am 12.05.2021  

(Vorlage 17/5156) vorgelegt. Es hat u. a. erklärt, dass 

die Verwendungsnachweisprüfung durch die Stiftung 

neu aufgestellt worden sei; soweit eine baufachliche 

Prüfung erforderlich sei, hätten sich die Landschaftsver-

bände zwischenzeitlich bereit erklärt, diese Prüfung für 

die Stiftung zu übernehmen. Bezüglich der Förderfälle 

mit zuwendungsrechtlichen Verstößen hat es mitgeteilt, 

dass die Bearbeitung dieser Fälle nahezu vollständig 

abgeschlossen sei. 

 

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat den Sach-

standsbericht zur Kenntnis genommen. 

 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 
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Jahresbericht 2019 

  
Sanierung des Hauptgebäudes der Universität  
Bielefeld  

Beitrag 19   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt Münster hatte im 

Auftrag des Landesrechnungshofs (LRH) die Planung 

und den Beginn der Sanierung des ersten von insge-

samt sechs vorgesehenen Bauabschnitten des Haupt-

gebäudes der Universität Bielefeld baubegleitend ge-

prüft. Die Prüfung führte zu dem Ergebnis, dass sich die 

prognostizierten Kosten für den ersten Bauabschnitt 

noch vor Baubeginn von 132 Mio. € auf rd. 255 Mio. € 

nahezu verdoppelt hatten und sich die geplante Projekt-

laufzeit um mindestens fünf Jahre verlängern wird.  

Ursächlich hierfür waren Mängel bei der Kostenkalkula-

tion, der Planung und Durchführung der Schadstoffent-

sorgung und der Planung der Technischen Anlagen  

sowie langwierige Abstimmungsprozesse zwischen dem 

Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen 

(BLB NRW) und der Universität Bielefeld. 

Darüber hinaus wurden bestimmte Verfahrensregeln, 

auf deren Anwendung sich der BLB NRW, die Universi-

tät Bielefeld, das Ministerium für Kultur und Wissen-

schaft (MKW) und das Ministerium der Finanzen (FM) 

bei Projektbeginn geeinigt hatten, im laufenden  

Planungsprozess nicht konsequent beachtet. So wurde 

z. B. entgegen diesen Verfahrensregeln keine abschlie-

ßende und verbindliche Kostenobergrenze für den  

ersten Bauabschnitt festgelegt. 

Der LRH hatte des Weiteren Bedenken hinsichtlich der 

Angemessenheit eines pauschalen mietrelevanten Risi-

kozuschlags von bis zu 20 % der Projektkosten geäu-

ßert und bemängelt, dass die Refinanzierung der Kosten 

für alle Bauabschnitte ungeklärt war. 

BLB NRW, MKW und FM wiesen in ihren Stellungnah-

men übereinstimmend darauf hin, dass die Refinanzie-

rung der mietrelevanten Kosten des ersten Bauab-

schnitts sichergestellt sei. 

FM und MKW äußerten gegenüber dem LRH, dass die 

Landesregierung über die weiteren Sanierungsschritte 

und die dafür bereitzustellenden Mittel erst zu einem 

späteren Zeitpunkt entscheiden werde und für die künf-

tigen Baumaßnahmen die dann geltenden Rahmen- 
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bedingungen und Verfahrensregelungen anzuwenden 

sein werden. 

Das MKW erklärte, dass das Erfordernis einer Risiko-

vorsorge i. H. v. 20 % der Projektkosten im Januar 2018 

von den Vertretern des BLB NRW plausibel dargestellt 

worden sei. Die Maßnahme werde vom MKW weiter eng 

begleitet. Unter Berücksichtigung der künftigen Meilen-

steine werde darauf geachtet, dass der Universität  

Bielefeld eine transparente, sachgerechte Risikobewer-

tung nach Grund und Höhe durch den BLB NRW im 

Rahmen von „open book“ ermöglicht und der Risikoan-

teil im Projektverlauf angepasst werde. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat die Prüfungs-

feststellungen in seiner 26. Sitzung am 09.06.2020 

(Ausschussprotokoll 17/1021) zur Kenntnis genommen. 

Er begrüßte in der Sitzung die Forderung des LRH, dass 

eingetretene Risiken und deren Auswirkungen auf das 

Kostenbudget vom BLB NRW gegenüber der Universität 

Bielefeld offengelegt werden müssen. Die Bedenken des 

LRH gegen die Angemessenheit mietrelevanter Risiko-

kosten i. H. v. bis zu 20 % der Projektkosten nahm der 

Ausschuss zur Kenntnis. Er begrüßte die seitens des 

MKW zugesagte enge Begleitung der Universität Biele-

feld bei der Durchsetzung einer transparenten und 

sachgerechten Risikobewertung. 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Der LRH äußerte im weiteren Schriftverkehr mit dem 

BLB NRW Zweifel an der dort vertretenen Auffassung, 

dass die bereits eingetretenen Projektrisiken, die der 

BLB NRW mit Schreiben an den LRH vom 02.11.2020 

mit 29 Mio. € bezifferte, vorwiegend auf außergewöhnli-

che Markteinflüsse und allgemeine Baupreissteigerun-

gen zurückzuführen seien. Im Hinblick darauf, dass die 

Universität Bielefeld am 04.02.2019 mit Annahme des 

Mietangebots des BLB NRW Risikokosten bis zu 

38,2 Mio. € pauschal anerkannt hatte, sah der LRH von 

einer Weiterverfolgung der Prüfungsfeststellungen ab. 

Der LRH wies den BLB NRW darauf hin, dass dieser 

nach den vom FM erlassenen Leitlinien für die Zukunft 

des BLB NRW vom 16.10.2018 gehalten sei, die im 

Rahmen von Mietorientierungsangeboten berücksichtig-

ten Risikozuschläge gegenüber dem Nutzer bzw.  M
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Mieter transparent zu machen und zu dokumentieren. 

Der LRH behielt sich gegenüber dem BLB NRW vor, 

den ersten Bauabschnitt der Modernisierung des  

Universitätshauptgebäudes zu einem späteren Zeitpunkt 

auch mit Blick auf die Umsetzung der o. g. Leitlinie einer 

erneuten Prüfung zu unterziehen. 

 

Das Prüfungsverfahren ist abgeschlossen. 
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Jahresbericht 2019 

  
Verfahren zur Bewilligung von Förderungen mit  
Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung 

Beitrag 20   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) und das Staatliche 

Rechnungsprüfungsamt Köln haben stichprobenweise 

Bewilligungen von Förderungen mit einer Kofinanzierung 

aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

der Förderphase 2014 - 2020 geprüft. Schwerpunkt der 

Prüfung waren geänderte Verwaltungsverfahren gegen-

über vorangegangenen Förderphasen. Dabei hat der 

LRH Probleme bei den Bewilligungsverfahren festge-

stellt und Verbesserungsvorschläge unterbreitet. 

 

Er hat insbesondere eine zentrale Aufbereitung von  

Informationen für die bewilligenden Stellen für erforder-

lich gehalten, möglicherweise in Form eines vom Land 

gegenüber der Europäischen Union angekündigten 

Handbuchs. 

 

Auch zur Unterstützung durch ein spezielles  

IT-Verfahren hat er Änderungen angeregt. 

 

Hinsichtlich der neu eingeführten Pauschalen für Perso-

nalausgaben und Gemeinausgaben hat der LRH  

Probleme bei der Bewilligung der Pauschalen festge-

stellt. Er hat insbesondere Zweifel, ob der erhoffte Ver-

einfachungseffekt für die Verwaltung und die Zuwen-

dungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger ein-

getreten ist. Er hat daher das Ministerium für Wirtschaft,  

Innovation, Digitalisierung und Energie (MWIDE) aufge-

fordert, eine Evaluation hinsichtlich der Pauschalen 

durchzuführen. 

 

Das MWIDE hat mitgeteilt, dass die Hinweise und Hand-

lungsempfehlungen des LRH teilweise aufgegriffen wür-

den. Es hat insbesondere zugesichert, am Ende der 

Förderperiode 2014 - 2020 eine Evaluierung hinsichtlich 

der Pauschalen für Personalausgaben und Gemeinaus-

gaben durchzuführen. 
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Parlamentarische 

Beratung 

 

Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat folgenden 

Beschluss gefasst: 

 

„Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Landes-

rechnungshof und das Staatliche Rechnungsprüfungs-

amt Köln stichprobenweise Bewilligungen von Förde-

rungen mit einer Kofinanzierung aus dem Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung der Förderphase  

2014 - 2020 geprüft und dabei Probleme bei den Bewil-

ligungsverfahren festgestellt und Verbesserungsvor-

schläge unterbreitet haben. 

 

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Landes-

rechnungshof insbesondere eine zentrale Aufbereitung 

von Informationen für die bewilligenden Stellen für erfor-

derlich hält, möglicherweise in Form eines vom Land 

gegenüber der Europäischen Union angekündigten 

Handbuchs. 

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für  

Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie den  

Anregungen des Landesrechnungshofes überwiegend 

gefolgt ist und Maßnahmen zur Optimierung des Bewilli-

gungsverfahrens getroffen hat. 

 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium für  

Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie mitt-

lerweile zugesichert hat, zum Ende der Förderperiode 

2014 - 2020 eine Evaluation hinsichtlich der Pauschalen 

für Personalausgaben und Gemeinausgaben durchzu-

führen. 

 

Der Ausschuss bittet um eine Unterrichtung durch die 

Landesregierung, sobald die Ergebnisse der Evaluation 

vorliegen.“ 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Das MWIDE hat mit Schreiben vom 28.06.2021 dem 

LRH die Ergebnisse der durchgeführten Evaluation hin-

sichtlich der Pauschalen für Personalausgaben und 

Gemeinausgaben übersandt. Der LRH hat die Ergebnis-

se zur Kenntnis genommen und das Prüfungsverfahren 

mit der Entscheidung vom 29.09.2021 für abgeschlos-

sen erklärt. M
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Jahresbericht 2019 

  
Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landesbe-
triebs Information und Technik Nordrhein-Westfalen 

Beitrag 21   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) hat in Zusammenarbeit 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Düsseldorf 

die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landesbe-

triebs Information und Technik Nordrhein-Westfalen 

(IT.NRW) geprüft. 

 

Der Landesbetrieb berechnete ab 2016 für Leistungen 

an Behörden und Einrichtungen des Landes Entgelte, 

die sich mit Blick auf das in der Betriebssatzung veran-

kerte Selbstkostenprinzip als problematisch erwiesen. 

Ursachen waren vor allem eine Fehlkalkulation, Kosten-

aufschläge oberhalb der Selbstkosten sowie preispoli-

tisch motivierte Abweichungen von den Selbstkosten.  

 

Zur Befriedigung – etwaiger – aus der Fehlkalkulation 

resultierender Rückzahlungsansprüche bildete der Lan-

desbetrieb im Jahresabschluss 2016 eine Rückstellung 

i. H. v. 4,8 Mio. €. Die Rückstellung hätte nicht gebildet 

werden dürfen. Hierfür waren hinreichende Gründe  

weder vorgetragen noch sonst ersichtlich. Im Jahresab-

schluss 2016 änderte der Landesbetrieb zudem in unzu-

lässiger Weise die Methode zur Wertberichtigung von 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen. Hier-

durch vervielfachten sich die Wertberichtigungen von 

zuvor 0,1 Mio. € (31.12.2015) auf 3,3 Mio. € 

(31.12.2016). Die unzulässige Rückstellungsbildung und 

die fehlerhaften Wertberichtigungen bewirkten einen 

entsprechend geminderten Bilanzgewinn. Dadurch  

standen rd. 8 Mio. € nicht für eine Abführung an den 

Landeshaushalt zur Verfügung. 

 

Der LRH hat die Auflösung u. a. der o. g. Rückstellung, 

Anpassungen der Bewertungsmethoden sowie weitere 

bilanzielle Veränderungen empfohlen. Zudem hat er 

umfangreiche Satzungsänderungen und die Umsetzung 

der für die Ermittlung der Selbstkosten erforderlichen 

Vollkostenrechnung angeregt.  
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Der Landesbetrieb hat dem LRH in Abstimmung mit der 

Dienstaufsichtsbehörde, dem Ministerium für Wirtschaft, 

Innovation, Digitalisierung und Energie (MWIDE), mitge-

teilt, den Empfehlungen des LRH bereits teilweise nach-

zukommen bzw. künftig weitestgehend folgen zu wollen.  

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat sich in seinen 

Sitzungen am 19.05.2020 und 09.06.2020 mit der Prü-

fung befasst. Der Ausschuss konstatierte, dass hinsicht-

lich des Umganges mit den Bilanzgewinnen die Antwort 

des Landesbetriebs abzuwarten bleibe.  

   

Weitere  
Entwicklung 

 Der LRH hat gegenüber dem MWIDE und IT.NRW eine 

neue – weitere – Prüfung eröffnet, die sich mit der bilan-

ziellen Ergebnisverwendung bei IT.NRW befasst. Denn 

der LRH hatte erwartet, dass der Bilanzgewinn des  

Jahres 2017 – wie in dieser Prüfung empfohlen – an den 

Landeshaushalt abgeführt wird. Dieser war jedoch in die 

Gewinnrücklagen eingestellt worden. Die Prüfung dauert 

gegenwärtig noch an. 
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Jahresbericht 2019 

  
Besteuerung der Lotterien und der Renn- und 
Sportwetten 

Beitrag 22   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der deutsche Glücksspielmarkt verzeichnete in den letz-

ten Jahren erhebliche Zuwächse. Das Volumen des 

nicht regulierten illegalen Marktes ist dabei in besonde-

rem Maße gewachsen.  

Der Landesrechnungshof (LRH) hatte untersucht, ob 

eine Besteuerung des Glücksspiels, insbesondere des 

Online-Glücksspiels aufgrund der bestehenden gesetzli-

chen Regelungen in hinreichendem Maße erfolgt bzw. 

überhaupt möglich ist.  

Aufgrund unzureichender gesetzlicher Regelungen sah 

der LRH ein strukturelles Defizit bei der Besteuerung 

des Online-Glücksspiels in Deutschland. Nach seinen 

Feststellungen könnten bei Schaffung entsprechender 

gesetzlicher Grundlagen jährlich mehr als 100 Mio. € für 

den Landeshaushalt vereinnahmt werden.  

Das Ministerium der Finanzen (FM) hatte zugesagt, die 

Empfehlungen zur effektiven Besteuerung des Online-

Glücksspiels aufzugreifen und für eine möglichst zeitna-

he und weitgehende Umsetzung einzutreten. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat zur Kenntnis 

genommen, dass der LRH aufgrund der bestehenden 

gesetzlichen Regelungen des Rennwett- und Lotteriege-

setzes (RennwLottG) ein strukturelles Defizit bei der 

Besteuerung des Online-Glücksspiels in Deutschland 

sieht.  

Der Ausschuss hat festgestellt, dass der LRH Unwäg-

barkeiten bei der bisher angestrebten Umsatzbesteue-

rung des Online-Glücksspiels sieht. Gegen bereits  

erlassene Umsatzsteuerbescheide seien Klageverfahren 

anhängig, deren Ausgang ungewiss ist. Der Ausschuss 

hat zur Kenntnis genommen, dass der LRH daher die 

Schaffung einer eindeutigen Rechtsgrundlage zur Be-

steuerung des Online-Glücksspiels im RennwLottG für 

dringend geboten hält, um für die Zukunft Rechtssicher-

heit und gleiche Bedingungen im Vergleich zu inländi-

schen Anbietern zu schaffen.  

Der Ausschuss hat die Bereitschaft des FM begrüßt, die 

Anregungen des LRH zur effektiven Besteuerung des 
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Online-Glücksspiels aufzugreifen und für eine möglichst 

zeitnahe und weitgehende Umsetzung auch auf Bun-

desebene einzutreten. 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Mit Schreiben vom 18.06.2020 und 18.05.2021 hat das 

FM mitgeteilt, dass gegen eine Entscheidung des  

Niedersächsischen Finanzgerichts, die sich mit der  

Frage beschäftigt, wann eine sonstige Leistung auf 

elektronischem Weg i. S. d. § 3a Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 

Umsatzsteuergesetz erbracht und damit in der Bundes-

republik Deutschland steuerbar ist, beim Bundesfinanz-

hof eine Revision anhängig sei. Ein Gesetzgebungsver-

fahren zur Änderung des RennwLottG sei eingeleitet 

worden. Zweitlotterien und die Besteuerung von Online-

Spielen (virtuelle Automatenspiele und Online-Poker) 

seien im Gesetzentwurf geregelt. Die Besteuerung von 

Online-Casinospielen solle künftig in einem eigenen 

Ländergesetz erfolgen. Ein Entwurf für ein solches  

Gesetz läge bereits vor. In den §§ 18 ff. des Entwurfs 

eines Online-Casinospiel Gesetzes NRW würden die 

notwendigen Vorgaben zu dem Bereich Abgaben und 

Steuern geregelt. 

Die Änderung des RennwLottG vom 25.07.2021 ist  

zwischenzeitlich im Bundesgesetzblatt Teil I Seite 2065 

veröffentlicht. 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 
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Jahresbericht 2019 

  
Bearbeitung von Einkommensteuerfällen mit  
bedeutenden Einkünften 

Beitrag 23   

   
Wesentlicher Inhalt 
des Jahresberichts- 

beitrages 

 Der Landesrechnungshof (LRH) und das Staatliche 

Rechnungsprüfungsamt für Steuern hatten bei  

16 Finanzämtern die Bearbeitung von Einkommensteu-

erfällen mit bedeutenden Einkünften geprüft. Einkom-

mensteuerfälle mit Überschusseinkünften von mehr als 

500.000 € gehören zu den finanziell gewichtigsten und 

haben grundsätzlich einer regelmäßigen Außenprüfung 

unterlegen. Die Bearbeitung durch die Finanzämter wies 

in den Jahren 2013 bis 2015 bei jedem dritten unter-

suchten Fall Mängel auf. Der LRH hatte eine deutliche 

Steigerung der Arbeitsqualität für erforderlich gehalten 

und hatte dem Ministerium der Finanzen (FM) Empfeh-

lungen zur Qualitätsverbesserung gegeben. Den Vor-

schlägen hatte das FM zugestimmt und mit der Umset-

zung war bereits begonnen worden. 

   

Parlamentarische 
Beratung 

 Der Ausschuss für Haushaltskontrolle hat zur Kenntnis 

genommen, dass der LRH empfohlen hatte, dass die 

Fälle mit bedeutenden Einkünften nicht mehr durch die 

Finanzämter für Groß- und Konzernbetriebsprüfung, 

sondern durch die Festsetzungsfinanzämter als intensiv 

zu prüfende Fälle bearbeitet werden sollen. Der Aus-

schuss hat begrüßt, dass daraufhin im September 2018 

von den für Fragen der Betriebsprüfung zuständigen 

Referatsleitern des Bundes und der Länder beschlossen 

wurde, die Fälle mit bedeutenden Einkünften ab dem 

Einordnungsstichtag 01.01.2022 nicht mehr wie Großbe-

triebe zu behandeln. Der Ausschuss hat festgestellt, 

dass derzeit noch eine Prüfung erfolgt, ob und zu  

welchem Zeitpunkt im Vorgriff auf die Neuregelung auf 

Bundesebene eine entsprechende Änderung der  

nordrhein-westfälischen Zuständigkeitsverordnung um-

gesetzt werden könne. Der Ausschuss hat zur Kenntnis 

genommen, dass nunmehr landesweit eine elektroni-

sche Arbeitshilfe zum Einsatz kommt, solange die Fälle 

mit bedeutenden Einkünften nicht abschließend durch 

die Festsetzungsfinanzämter bearbeitet werden. Der 

Ausschuss hat darüber hinaus festgestellt, dass das FM 

ebenfalls die Empfehlungen des LRH bezüglich der  
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Bearbeitung von sogenannten Absteigerfällen sowie 

zusammenveranlagten Ehegatten, die nicht beide die 

Kriterien eines Falles mit bedeutenden Einkünften erfül-

len, aufgegriffen hat. Der Ausschuss hat den raschen 

Aufgriff der Empfehlungen des LRH durch das FM hin-

sichtlich der Änderung der Zuständigkeit für Fälle mit 

bedeutenden Einkünften, den verpflichtenden Einsatz 

einer elektronischen Arbeitshilfe durch die Finanzämter 

für Groß- und Konzernbetriebsprüfung, solange die Fälle 

mit bedeutenden Einkünften nicht abschließend durch 

die Festsetzungsfinanzämter bearbeitet werden, und die 

vorgenommene eindeutige Zuordnung der Verantwor-

tungsbereiche begrüßt. Der Ausschuss hat einen Sach-

standsbericht durch die Landesregierung zum Ende des 

Jahres 2020 erbeten, um sich ein Bild über die weitere 

Entwicklung machen zu können. 

   

Weitere  
Entwicklung 

 Mit Schreiben vom 27.08.2020 hat das FM mitgeteilt, 

dass in der Sitzung im Februar 2020 die für Fragen der 

Betriebsprüfung zuständigen Referatsleiter des Bundes 

und der Länder beschlossen haben, den Einordnungs-

stichtag für die geänderte Behandlung der Fälle mit  

bedeutenden Einkünften um zwei Jahre vom 01.01.2022 

auf den 01.01.2024 zu verschieben. Die Prüfung der 

Änderung der nordrhein-westfälischen Zuständigkeits-

verordnung sei nunmehr abgeschlossen. Die Bearbei-

tung der Einkommensteuerfälle mit bedeutenden Ein-

künften werde zum 01.01.2022 von den Finanzämtern 

für Groß- und Konzernbetriebsprüfung auf die Festset-

zungsfinanzämter übergehen. Dies hat das FM auch 

dem Ausschuss für Haushaltskontrolle mit dem Sach-

standsbericht vom 21.01.2021 mitgeteilt.  

Mit seiner Entscheidung vom 05.11.2020 hat der LRH 

das Prüfungsverfahren zur Bearbeitung von Einkom-

mensteuerfällen mit bedeutenden Einkünften für abge-

schlossen erklärt. 
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